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Nr. 125 738 vom 18. Juni 2014  

in der Sache RAS X / II 

In Sachen: X 

 Bestimmter Wohnsitz: X 

 gegen: 

 

den belgischen Staat, vertreten durch den Staatssekretär für Asyl und Migration, 

Sozialeingliederung und Armutsbekämpfung. 
 

 

 

 

DER ERSTE PRÄSIDENT DES RATES FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN, 

 

Gesehen den Antrag, den X, der erklärt indischer Staatsangehörigkeit zu sein, am 25. Oktober 2013 

eingereicht hat, um die Aussetzung der Ausführung und die Nichtigerklärung des Beschlusses des 

Beauftragten des Staatssekretärs für Asyl und Migration, Sozialeingliederung und Armutsbekämpfung 

vom 30. August 2013 zur Unzulässigkeitserklärung des Antrages auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 

9bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die 

Niederlassung und das Entfernen von Ausländern und des Beschlusses des Beauftragten des 

Staatssekretärs für Asyl und Migration, Sozialeingliederung und Armutsbekämpfung vom 30. August 

2013 zur Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen, zu beantragen. 

 

Unter Berücksichtigung des Titels Ibis, Kapitel 2, Abschnitt IV, Unterabschnitt 2 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das 

Entfernen von Ausländern. 

 

Gesehen den Schriftsatz mit Anmerkungen und die Verwaltungsakte. 

 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses vom 30. Januar 2014, in dem die Sitzung am 26. Februar 2014 

anberaumt wird. 

 

Gehört den Bericht des ersten Präsidenten C. BAMPS. 

 

Gehört die Anmerkungen des Rechtsanwalts G. WEISGERBER, der loco Rechtsanwalt A. KEUTGEN 

für die antragstellende Partei erscheint und des Rechtsanwalts A. HENKES, der loco Rechtsanwälte D. 

MATRAY und S. MATRAY für die beklagte Partei erscheint. 

 

FASST NACH BERATUNG DEN FOLGENDEN ENTSCHEID: 

 

1. Dienliche Daten zur Beurteilung der Sache 

 

1.1 Am 15. Dezember 2009 reicht die antragstellende Partei einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis unter 

Anwendung von Artikel 9bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, 

den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern (hiernach: das Ausländergesetz) 

ein. 

 



 

 

 

RAS 139 122 – Seite 2  

 

 

1.2 Am 30. August 2013 wird dieser Antrag auf Aufenthaltserlaubnis vom Beauftragten des 

Staatssekretärs für unzulässig erklärt. Dieser Beschluss wird der antragstellenden Partei am 26. 

September 2013 zur Kenntnis gebracht. Dies ist der erste angefochtene Beschluss, dessen Gründe 

lauten wie folgt: 

 

„(…) In Hinweis auf den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis, der am 15.12.2009 von 

 

(…) 

Staatsangehörigkeit: India 

 

geschickt wurde in Ausführung von Artikel 9bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise 

ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern eingefugt durch 

Artikel 4 des Gesetzes vom 15. September 2006 zur Änderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, 

dass der Antrag unzulässig ist. 

 

BEGRÛNDUNGEN: keine außergewöhnlichen Umstände wurden angeführt 

 

Die erwähnten Elemente bilden keinen außergewöhnlichen Umstand, der erklärt, weshalb die betroffene 

Person den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis nicht durch Mittel vom üblichen Verfahren einreichen 

kann, nämlich durch den diplomatischen oder konsularischen Post, der zuständig ist für den Wohnsitz 

oder den Aufenthaltsort im Ausland. 

 

Der Betreffende beruft sich zur Unterstützung seines Antrags auf Aufenthaltserlaubnis auf die 

Anweisung vom 19. Juli 2009 über die Anwendung des alten Artikels 9 Absatz 3 und des Artikels 9bis 

des Gesetzes vom 15. Dezember 1980. Wir weisen jedoch darauf hin, dass diese Anweisung vom 

Staatsrat (Entscheid Nr. 198.769 vom 9. Dezember 2009 und Entscheid Nr. 215.571 vom 5. 0ktober 

2011) für nichtig erklärt worden ist. Folglich sind die Kriterien der Anweisung (darunter 2.8A und 2.8B) 

nicht mehr anwendbar. 

 

Der Betreffende behauptet, sich seit 2004 in Belgien aufzuhalten, legt dafür aber keinen Nachweis vor. 

In dem ersten Antrag 9bis von 2007 schreibt der Rechtsanwalt, dass der Betreffende sich seit einigen 

Monaten in Belgien aufhält. Dieser erste Antrag 9bis datiert vom 6. Juli 2007. Am 22. Mai 2007 ist der 

Betreffende wegen illegal verrichteter Arbeit festgenommen worden. Die Zeugenaussagen, die der 

Betreffende vorlegt, haben lediglich relativen Wert, da es sich um Standardaussagen handelt. Zudem ist 

keine Identifizierung über ein Identitätsdokument möglich. Die Behauptung des Betreffenden, sich seit 

2004 in Belgien aufzuhalten, ist nicht glaubwürdig und stellt an sich keinen außergewöhnlichen Umstand 

dar. Er ist illegal ins Land eingereist und halt sich illegal auf belgischem Staatsgebiet auf. Dass der 

Betreffende sich seit einigen Jahren illegal in Belgien aufhält, verdeutlicht nicht, warum er den Antrag 

nicht über die zuständige belgische diplomatische Vertretung einreichen kann. 

 

Er behauptet, dauerhaft in der Region integriert zu sein und die deutsche Sprache zu beherrschen. 

Abgesehen davon, dass der Betreffende diese Behauptungen kaum oder nicht untermauert, stellt 

Eingliederung an sich keinen außergewöhnlichen Umstand dar. Alle Sachverhalte in Bezug auf die 

Eingliederung sind der belgischen diplomatischen Vertretung, die für die Bearbeitung des Antrags 

zuständig ist, vorzulegen. Der Arbeitsvertrag, den der Betreffende vorgelegt hat - auf dem der 

Bruttomonatslohn jedoch nicht angegeben ist -, kann ebenfalls der zuständigen belgischen 

diplomatischen Vertretung übermittelt werden. Durch diesen Arbeitsvertrag von 2009 verdeutlicht der 

Betreffende nicht, warum er den Antrag auf Aufenthaltserlaubnis nicht über die zuständige belgische 

Botschaft einreichen kann. 

 

Was das Argument betrifft, dass der Betreffende bisher weder mit den Polizeikräften noch mit der Justiz 

in Konflikt geraten ist, muss darauf hingewiesen werden, dass von allen Ausländern, die sich in Belgien 

aufhalten, erwartet wird, dass sie sich an die in Belgien geltenden Rechtsvorschriften halten. Laut 

Informationen in der Akte des Betreffenden ist er überdies am 22. Mai 2007 wegen illegaler Arbeit auf 

einem Erdbeerfeld festgenommen worden. Er verwendete eine Identität, die nicht die seine war (S(…), 

K(…), geboren am (…)), und versuchte auf diese Weise, die Ordnungskräfte zu täuschen. 
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Am 22. Mai 2007 ist der Betreffende angewiesen worden, das Staatsgebiet zu verlassen, aber er hat 

dieser Anweisung nicht Folge geleistet. Illegaler Aufenthalt ist eine strafbare Handlung. 

(…)“ 

 

1.3 Am 26. September 2013 wird der antragstellenden Partei eine Anweisung das Staatsgebiet zu 

verlassen zur Kenntnis gebracht. Dies ist der zweite angefochtene Beschluss, dessen Gründe lauten 

wie folgt: 

 

„(…) En vertu de l’article 7, alinéa 1
er

, de la loi du 15 décembre 1980 précitée : 

 

o 1° il demeure dans le Royaume sans être porteur des documents requis par l’article 2 : 

 

Monsieur n’est pas en possession d’un passeport valable muni d’un visa valable. (…)“ 

 

2. Bezüglich der Zulässigkeit 

 

Der Rat stellt von Amts wegen die Unzulässigkeit der Nichtigkeitsklage bezüglich des zweiten 

angefochtenen Beschlusses fest. 

 

Gemäß Artikel 39/56 Absatz 1 des Ausländergesetzes kann der Ausländer nur Beschwerden vor den 

Rat für Ausländerstreitsachen bringen, wenn er eine Benachteiligung oder ein Interesse nachweist. 

 

Aus den vorbereitenden parlamentarischen Arbeiten des Gesetzes vom 15. September 2006 zur 

Reform des Staatsrates und zur Schaffung eines Rates für Ausländerstreitsachen geht hervor, dass es 

der ausdrückliche Willen des Gesetzgebers ist, dass das Verfahren des Rates für Ausländerstreitsachen 

weitestgehend dem des Staatsrates entspricht. Infolgedessen kann für die Auslegung der 

verschiedenen Begriffe und Rechtsfiguren auf diejenigen zurückgegriffen werden, die derzeit vom 

Staatsrat angewendet werden (Parl.Dok. Kammer, 2005-2006, Nr. 51 2479/001, S. 116-117). 

 

Der ständigen Rechtsprechung des Staatsrates zufolge muss das Interesse persönlich, unmittelbar, 

aktuell und berechtigt sein (Staatsrat 4. August 2005, Nr. 148.037). 

 

Damit die antragstellende Partei ein Interesse am Antrag hätte, genügt es nicht, dass sie durch die 

angefochtene Rechtshandlung verletzt wird und dass sie einen Nachteil erleidet. Die Nichtigerklärung 

des angefochtenen Beschlusses muss der antragstellenden Partei darüber hinaus einigen Vorteil 

verschaffen und also einen nützlichen Effekt erzielen. 

 

Aus dem Wortlaut des Artikels 1 Absatz 1 des Ausländergesetzes geht hervor, dass der Staatssekretär 

oder sein Beauftragter nicht über einige Ermessensbefugnis verfügt, wenn der Ausländer sich in einen 

oder mehreren in Nr. 1, 2, 5, 11 oder 12 erwähnten Fällen befindet. Die Verwendung des Wortes „muss“ 

zeigt nämlich auf eine gebundene Befugnis des Staatssekretärs oder seines Beauftragten. 

 

In vorliegendem Fall muss festgestellt werden, dass aus dem zweiten angefochtenen Beschluss 

hervorgeht, dass die antragstellende Partei sich im Fall des Artikels 7 Absatz 1 Nr. 1 befindet. Diese 

Begründung wird von der antragstellenden Partei keineswegs bestritten. Unter Berücksichtigung der 

gebundenen Befugnis, über welche der Beauftragte des Staatssekretärs verfügt, muss also darauf 

hingewiesen werden, dass der Beauftragte des Staatssekretärs im Falle einer eventuellen 

Nichtigerklärung der jetzig angefochtenen Anweisung nichts anderes vermag als in Ausführung des 

Artikels 7 Absatz 1 Nr. 1 des Ausländergesetzes, erneut, nachdem er festgestellt hat, dass die 

antragstellende Partei im Königreich verbleibt, ohne Inhaber der aufgrund von Artikel 2 erforderlichen 

Dokumente zu sein, eine Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen auszustellen. Eine eventuelle 

Nichtigerklärung des zweiten angefochtenen Beschlusses kann der antragstellenden Partei also keinen 

Vorteil verschaffen. 

 

Die Darlegung der antragstellenden Partei bezüglich der Artikel 12 in Verbindung mit den Artikeln 34 

und 41 der koordinierten Gesetze vom 18. Juli 1966 über den Sprachengebrauch in 

Verwaltungsangelegenheiten, beeinträchtigt die oben erwähnten Feststellungen nicht. 
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Die antragstellende Partei hat kein Interesse an der Nichtigerklärung der jetzig angefochtenen 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen. 

 

Die Nichtigkeitsklage bezüglich des zweiten angefochtenen Beschlusses ist unzulässig. 

 

3. Untersuchung der Klage 

 

3.1 In einem ersten Grund führt die antragstellende Partei bezüglich des ersten angefochtenen 

Beschlusses den Verstoß an gegen die Artikel 9bis und 62 des Ausländergesetzes, in Verbindung mit 

einem Verstoß gegen den Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche 

Begründung der Verwaltungsakte und in Verbindung mit einem Verstoß gegen das allgemeine 

Rechtsprinzip, gemäß welchem die Verwaltung gehalten ist, alle Elemente einer Verwaltungsakte in 

Betracht zu ziehen, und führt sie einen offensichtlichen Fehler in der Beurteilung der Verwaltungsakte 

an. Auch führt sie den Verstoß gegen das allgemeine Rechtsprinzip der guten Verwaltung an. 

 

Zur Untermauerung des ersten Grundes legt die antragstellende Partei in ihrem Antrag Folgendes dar: 

 

„(…) Der angefochtene Rechtsakt geht zu Unrecht davon aus, dass der per Einschreiben vom 

15.12.2009 eingereichte Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Art. 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980 

unzulässig ist, da keine außergewöhnlichen Umstände angeführt wurden. 

 

Wenngleich die ministerielle Anweisung vom 19.07.2009 über die Anwendung des alten Artikels 9 Abs. 

3 und des Artikels 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980 durch Entscheid des Staatsrates vom 09.12.2009 

(Entscheid Nr. 198.769) für nichtig erklärt worden ist, so ist dennoch durch den FÖD Inneres - 

Ausländeramt, sowohl vertreten durch den damaligen Herrn Innenminister, als auch vertreten durch die 

jetzige Frau Staatssekretärin für Asyl und Migration und für soziale Integration mehrmals öffentlich 

bestätigt worden, dass die in der ministeriellen Anweisung vom 19.07.2009 angeführten zeitweiligen und 

dauerhaften Kriterien für eine Regularisierung des Aufenthalts weiterhin überprüft werden, im Rahmen 

der Ermessensbefugnis, welche dem FÖD Inneres - Ausländeramt im Rahmen der Überprüfung von 

Anträgen auf Regularisierung des Aufenthalts zusteht. 

 

Diese durch den FÖD Inneres - Ausländeramt öffentlich angekündigte Vorgehensweise in Bezug auf die 

Überprüfung der Kriterien der ministeriellen Anweisung vom 19.07.2009 ist konform mit der am 

18.06.2008 durch das Europäische Parlament verabschiedeten Richtlinie 2008/115/EU (Rückkehr-

Richtlinie/direktive retour), deren Artikel 6.4 vorschreibt:  

 

„A tout moment, les Etats membres peuvent décider d'accorder un titre de séjour autonome ou une 

autre autorisation conférant un droit de séjour pour des motifs charitables, humanitaires ou autres à un 

ressortissant d'un pays tiers en séjour irrégulier sur leur territoire (...) ». 

 

Der angefochtene Rechtsakt vom 30.08.2013 enthält keine zutreffende Begründung, indem die 

Gegenpartei entscheidet, dass die Kriterien der ministeriellen Anweisung vom 19.07.2009 (darunter 2.8 

A und 2.8 B) nicht mehr anwendbar seien. 

 

Indem die Gegenpartei dies entscheidet, macht sie es dem Antragsteller unmöglich zu verstehen, aus 

welchem Grund der Regularisierungsantrag vom 15.12.2009 als unzulässig abgewiesen worden ist. 

 

Darüber hinaus begeht das FOD Inneres - Ausländeramt, vertreten durch die Frau Staatssekretärin für 

Asyl und Migration und für soziale Integration einen offensichtlichen Fehler in der Bewertung der 

Verwaltungsakte, indem der angefochtene Rechtsakt entscheidet, dass kein Nachweis dafür vorliegen 

würde, dass der Antragsteller sich seit 2004 in Belgien aufhält. 

 

Ganz im Gegenteil, ist auf der 4. Seite des als Unterlage 1 dem Regularisierungsantrag vom 15.12.2009 

beigefügten indischen Reisepass des Antragstellers das Datum vom 15.05.2004 als letztes Reisedatum 

vermerkt, sodass erwiesen ist, dass der Antragsteller sein Herkunftsland tatsächlich an diesem Datum 
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verlassen hat, wobei unstrittig ist, dass der Antragsteller sich seit 2004 in keinem anderen Land der 

Europäischen Union und in keinem anderen Drittstaat, außer dem Belgischen Staat, aufgehalten hat. 

 

Die angefochtene Entscheidung enthält einen offensichtlichen Fehler in der Bewertung der 

Verwaltungsakte, sowie eine unzureichende Begründung, da die Gegenpartei nicht begründet, warum 

der Eintrag vom 15.05.2004 im Reisepass des Antragstellers nicht als Nachweis seines Aufenthalts in 

Belgien seit diesem Datum angesehen werden kann. 

 

Ebenfalls entscheidet der angefochtene Rechtsakt zu Unrecht, dass die vorgelegten Zeugenaussagen 

lediglich relativen Wert hätten, da es sich um Standardaussagen handele, und zudem keine 

Identifizierung der Zeugen über Identitätsdokumente möglich sei. 

 

Es besteht weder eine gesetzliche Vorschrift, Zeugenbescheinigungen bezüglich der sozio-kulturellen 

Integration im Rahmen eines Regularisierungsantrags gemäß Art. 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980, 

entsprechend einer bestimmten, durch das Gesetz vorgeschriebenen Form zu verfassen, noch besteht 

eine gesetzliche Vorschrift, solchen Bescheinigungen Kopie eines Identitätsdokumentes der Zeugen 

beizufügen. 

 

Die Gegenpartei fügt dem Gesetz zusätzliche Bedingungen hinzu, indem sie die Form der 

Zeugenaussagen bemängelt und sie bemängelt, dass diesen Zeugenaussagen keine 

Identitätsdokumente beigefügt worden sind. 

 

Außerdem ist die Begründung des angefochtenen Rechtsaktes unzureichend, indem entschieden wird, 

dass der lange Aufenthalt des Antragstellers und seine Eingliederung an sich keinen 

außergewöhnlichen Umstand darstellen. 

 

Es wurde bereits durch Ihren Rat entschieden, dass: 

 

„La motivation selon laquelle l'intégration peut mais ne doit pas emporter la régularisation ne peut être 

considérée comme suffisante en l'espèce des lors qu'elle ne permet nullement de comprendre la raison 

pour laquelle l'Etat beige estime que la durée du séjour et l'intégration ne sont pas de nature à permettre 

au requérant d'obtenir une autorisation de séjour. » (CCE, n° 99.287, 20 mars 2013). 

 

Auch diesbezüglich wird die angefochtene Entscheidung den Erfordernissen einer ausdrücklichen 

Begründung einer Verwaltungsentscheidung, in Anwendung der Art. 2 und 3 des Gesetzes vom 

29.07.1991 nicht gerecht. 

 

Zudem entscheidet der angefochtene Rechtsakt noch zu Unrecht, dass auf dem als Unterlage 6 dem 

Regularisierungsantrag beigefügten Arbeitsvertrag der Bruttomonatslohn nicht angegeben worden sei. 

 

Durch diese Begründung in Bezug auf den Bruttomonatslohn begeht die Gegenpartei erneut einen 

offensichtlichen Fehler in der Beurteilung der Verwaltungsakte, insofern der Mindestlohn in jedem Falle 

durch die anwendbaren kollektiven Arbeitsabkommen bestimmt wird. 

 

Es ist bereits durch Ihren Rat entschieden worden, dass: 

 

„En jugeant le contrat de travail produit par le requérant non conforme à la règlementation en vigueur, 

l'administration a commis une erreur manifeste d'appréciation des lors que la Convocation collective de 

travail applicable en l’espèce stipule que le revenu minimum mensuel moyen du travailleur occupe à 

temps partiel est calculé au prorata de la durée de son travail dans l'entreprise. » (CCE n° 99.396 du 21 

mars 2013). 

 

Schließlich soll laut Informationen in der Akte hervorgehen, dass der Antragsteller am 22.05.2007 

wegen illegaler Arbeit auf einem Erdbeerfeld festgenommen worden sei, und er eine Identität verwendet 

habe, die nicht die seine gewesen sei. 
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Der angefochtene Rechtsakt enthält jedoch weder einen Hinweis auf ein polizeiliches Protokoll, durch 

welches ein Straftatbestand zu Lasten des Antragstellers festgestellt worden ist, noch einen Verweis auf 

ein Urteil eines Korrektionalgerichts, durch welches der Antragsteller wegen solcher Straftatbestände 

verurteilt worden ist. 

 

Folglich muss die Unschuldsvermutung zu Gunsten des Antragstellers greifen. 

 

Betreffend des am 22.05.2007 dem Antragsteller zugestellten Befehls, das Staatsgebiet zu verlassen, 

ist durch die Gegenpartei unwidersprochen geblieben, dass der vorherige Rechtsbeistand des 

Antragstellers am 22.10.2007 eine Nichtigkeitsklage mit Aussetzungsantrag beim Rat für 

Ausländerstreitsachen eingereicht hatte, über welche bis heute noch nicht entschieden wurde. 

 

Die angefochtene Entscheidung kann nicht als ausreichend begründet betrachtet werden, insbesondere 

in Bezug auf die lange Dauer des Aufenthalts des Antragstellers auf dem Belgischen Staatsgebiet, 

sowie die unvernünftig lange Dauer der Bearbeitungszeit des mit Einschreibebrief vom 15.12.2009 

eingereichten Antrags auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Art. 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980, 

infolgedessen erst am 30.08.2013 - nach 7 unbeantworteten Erinnerungsschreiben des 

Rechtsbeistands des Antragstellers an das FOD Inneres - Ausländeramt, sowie nach Einlegen einer 

Beschwerde beim Föderalen Ombudsmann - entschieden worden ist. 

 

Die Entscheidung vom 30.08.2013 verletzt eindeutig die allgemeinen Rechtsprinzipien einer guten 

Verwaltung, welche insbesondere beinhalten, dass der Antragsteller Vertrauen in die öffentlichen 

Dienste haben kann (Kass. 14.03.1994, Pas. 252) und der Antragsteller darauf zählen kann, dass die 

öffentlichen Dienste die gesetzlichen Regeln beachten und eine beständige Vorgehensweise in ihren 

Entscheidungen verfolgen (Kass. 13.02.1997, Bull. n° 84). 

 

Die Verwaltung des FÖD Inneres - Ausländeramt, vertreten durch die Frau Staatssekretärin für Asyl und 

Migration und für soziale Integration hat einen offensichtlichen Fehler begangen, indem sie über 4 Jahre 

gebraucht hat, um eine negative Entscheidung bezüglich des per Einschreiben vom 15.12.2009 

eingereichten Antrags auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Art. 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980 zu 

treffen. 

 

Das allgemeine Rechtsprinzip der guten Verwaltung beinhaltet, dass die Verwaltung gehalten ist, einen 

Antrag innerhalb einer vernünftigen Frist zu bearbeiten. 

 

Die vernünftige Frist muss bewertet werden angesichts der konkreten Situation des Antragstellers, 

angesichts der Dringlichkeit und der Komplexität des Antrags, sowie angesichts der eventuellen 

negativen Konsequenzen im Falle einer verspäteten Antwort der Verwaltung. 

 

Im vorliegenden Fall hat die Verwaltung des FÖD Inneres - Ausländeramt, vertreten durch die Frau 

Staatssekretärin für Asyl und Migration und für soziale Integration, es unterlassen, auf die zahlreichen 

Erinnerungsschreiben des Rechtsbeistands des Antragstellers zu reagieren, obwohl in diesen Schreiben 

mehrmals darauf hingewiesen wurde, dass die Situation für den Antragsteller untragbar ist. 

 

In seinen eigenen Rundschreiben und internen Anweisungen hat der FÖD Inneres - Ausländeramt in 

der Vergangenheit dargelegt, dass ein Regularisierungsantrag wegen „außergewöhnlichen Umständen“, 

gemäß Art. 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980, innerhalb einer Frist von 4 bis 8 Monaten bearbeitet 

wird, wobei diese Frist rein indikativ ist und verlängert werden kann. 

 

In einer politischen Erklärung vom 20.12.2011 bezüglich der Reform der Asyl- und Migrationspolitik, hat 

die Verwaltung des FÖD Inneres - Ausländeramt versichert, das Möglichste in die Wege zu leiten, damit 

die Entscheidungen bezüglich Anträgen auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Art. 9bis des Gesetzes vom 

15.12.1980 künftig innerhalb von 6 Monaten ergehen. 

 

Es muss festgestellt werden, dass der angefochtene Verwaltungsakt diese durch die Gegenpartei selbst 

aufgestellten Prinzipien und Richtlinien nicht beachtet, da die Entscheidung über die Zulässigkeit des 
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Antrags auf Aufenthaltserlaubnis vom 15.12.2009 erst nach Ablauf einer unvernünftig langen 

Bearbeitungszeit getroffen wurde. 

 

Die angefochtene Entscheidung vom 30.08.2013, dem Antragsteller zugestellt am 26.09.2013, mit 

Anweisung, das Staatsgebiet zu verlassen, muss daher annulliert werden. (…)“ 

 

3.2 In dem Maße, dass die antragstellende Partei einen Verstoß gegen „das allgemeine Rechtsprinzip 

der guten Verwaltung“ anführt, weist der Rat darauf hin, dass ein allgemeiner Verweis nicht ausreicht 

und dass spezifisch angegeben werden muss, von welchen Grundsätzen die Verletzung genau 

angeführt wird, so dass dieser Teil des ersten Grundes unzulässig ist. Die Darstellung eines Grundes 

erfordert nämlich, dass sowohl die verletzte Rechtsregel oder der verletzte Rechtsgrundsatz bezeichnet 

wird als auch die Art und Weise, in der diese Rechtsregel oder dieser Rechtsgrundsatz durch die 

angefochtene Rechtshandlung verletzt wurde (Staatsrat 2. März 2007, Nr. 168 403; Staatsrat 8. Januar 

2007, Nr. 166 392; Staatsrat 29. November 2006, Nr. 165 291).  

 

Bezüglich der von der antragstellenden Partei angeführten Bestimmungen und Grundsätze weist der 

Rat darauf hin, dass die in den Artikeln 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche 

Begründung der Verwaltungsakte und im Artikel 62 des Ausländergesetzes festgelegte ausdrückliche 

Begründungspflicht zum Zweck hat, dem Bürger, auch wenn ein Beschluss nicht angefochten ist, die 

Gründe zur Kenntnis zu bringen, weshalb die Verwaltungsbehörde den getroffen hat, sodass er 

beurteilen kann, ob Anlass besteht, die ihm zur Verfügung stehenden Beschwerden einzulegen. Die 

Artikel 2 und 3 des genannten Gesetzes vom 29. Juli 1991 verpflichten die Behörde dazu, im Akt die 

juristischen und faktischen Grundlagen aufzunehmen, die dem Beschluss zugrunde liegen und dies in 

„angemessener“ Weise. Der Begriff „angemessen“ impliziert, dass die auferlegte Begründung rechtlich 

und faktisch dem Gewicht des getroffenen Beschlusses entsprechen muss. 

 

Die Pflicht zur ausdrücklichen Begründung bedeutet jedoch nicht, dass die beschließende 

Verwaltungsbehörde die Motive der genannten Gründe des Beschlusses angeben muss. Sie muss also 

nicht „weiter“ begründen, sodass deshalb die ausdrückliche Begründung nicht bedeutet, dass die 

beschließende Behörde für jede Grundlage in ihrem Beschluss das „Warum“ oder „eine Erläuterung“ 

angeben muss. 

 

Außerdem muss angemerkt werden, dass, falls ein Beschluss mit allgemeinen Grundlagen begründet ist 

oder sogar ein Beispiel einer stereotypen, gängigen und standardisierten Begründung wäre, diese bloße 

Tatsache an sich alleine noch nicht bedeutet, dass der angefochtene Beschluss nicht ordnungsgemäß 

begründet ist (Staatsrat 27. Oktober 2006, Nr. 164 171 und Staatsrat 27. Juni 2007, Nr. 172 821). 

 

Der angefochtene Beschluss muss deutlich die bestimmenden Motive angeben, auf deren Grundlage 

die Unzulässigkeit des Antrages beschlossen wird.  

 

In der Begründung des ersten angefochtenen Beschlusses wird auf die juristische Grundlage verwiesen, 

nämlich Artikel 9bis des Ausländergesetzes und auf die Tatsache, dass keine außergewöhnlichen 

Umstände angeführt wurden. Anschließend wird eingegangen auf die im Antrag auf 

Aufenthaltserlaubnis angeführten Elemente.  

 

Infolgedessen muss festgestellt werden, dass die antragstellende Partei nicht klarstellt auf welchen 

Punkt diese Begründung ihr nicht ermöglicht, zu verstehen aufgrund welcher juristischen und faktischen 

Angaben den angefochtenen Beschluss genommen wurde, dermaßen, dass hierdurch der Zweck der 

formellen Begründungspflicht nicht erfüllt wäre. 

 

Der Rat weist ferner darauf hin, dass außerdem aus dem Antrag hervorgeht, dass die antragstellende 

Partei die Begründung des ersten angefochtenen Beschlusses kennt, sodass der Zweck der 

ausdrücklichen Begründungspflicht im vorliegenden Fall erreicht ist und sie infolgedessen den Verstoß 

gegen die materielle Begründungspflicht anführt, so dass der einzige Grund aus dieser Sicht untersucht 

werden muss. 
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Außerdem muss nochmals betont werden, dass es bei der Beurteilung der materiellen 

Begründungspflicht nicht zur Befugnis des Rates gehört, seine Beurteilung des Antrages auf 

Aufenthaltserlaubnis auf der Grundlage von Artikel 9bis des Ausländergesetzes an die Stelle dieser der 

Verwaltungsbehörde zu setzen. Der Rat ist bei der Ausübung seiner gesetzlichen Aufsicht nur befugt zu 

überprüfen, ob diese Behörde bei der Beurteilung dieses Antrages von den richtigen faktischen Daten 

ausgegangen ist, ob sie diese korrekt beurteilt hat und ob sie aufgrund dessen nicht unvernünftig zu 

ihrem Beschluss gekommen ist. 

 

Das Hauptmotiv des ersten angefochtenen Beschlusses besteht darin, dass die antragstellende Partei 

keine außergewöhnlichen Umstände angeführt hat, die den Antrag in Belgien rechtfertigen können. 

 

Der zur Zeit ihres Antrages auf Aufenthaltserlaubnis geltende Artikel 9 des Ausländergesetzes lautet wie 

folgt: 

 

„Um sich über die in Artikel 6 festgelegte Frist hinaus im Königreich aufhalten zu dürfen, muss der 

Ausländer, der sich nicht in einem der in Artikel 10 vorgesehenen Fälle befindet, dazu vom Minister oder 

von dessen Beauftragtem die Erlaubnis erhalten haben. 

 

Außer bei Abweichungen, die durch einen internationalen Vertrag, durch Gesetz oder durch einen 

Königlichen Erlass bestimmt sind, muss der Ausländer diese Erlaubnis bei der belgischen 

diplomatischen oder konsularischen Vertretung beantragen, die für seinen Wohnort oder für seinen 

Aufenthaltsort im Ausland zuständig ist.“ 

 

Als allgemeine Regel gilt, dass eine Erlaubnis, um sich über drei Monate hinaus im Königreich 

aufzuhalten, von einem Ausländer bei der belgischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung 

beantragt werden muss, die für seinen Wohnort oder für seinen Aufenthaltsort im Ausland zuständig ist. 

Unter außergewöhnlichen Umständen wird ihm jedoch gestattet, den Antrag an den Bürgermeister 

seines Aufenthaltsorts in Belgien zu richten. Nur wenn außergewöhnliche Umstände anwesend sind, 

welche rechtfertigen, dass die Erlaubnis nicht bei den belgischen diplomatischen oder konsularischen 

Vertretern im Ausland eingeholt wird, kann die Aufenthaltserlaubnis in Belgien beantragt werden. 

 

Die außergewöhnlichen Umstände, erwähnt in Artikel 9bis des Ausländergesetzes, dürfen nicht mit den 

Argumenten zur Sache verwechselt werden, die angeführt werden können, um eine 

Aufenthaltserlaubnis zu erhalten.  Die Anwendung von Artikel 9bis beinhaltet also eine doppelte 

Untersuchung: 

1 Bezüglich der Ordnungsmäßigkeit oder Zulässigkeit des Antrages: Ob es außergewöhnliche 

Umstände gibt, um die Nichtbeantragung der Erlaubnis im Ausland zu rechtfertigen und wenn ja, ob 

diese akzeptabel sind.  Wenn hervorgeht, dass solche außergewöhnlichen Umstände nicht vorhanden 

sind, kann der Antrag auf Aufenthaltserlaubnis nicht berücksichtigt werden. 

2 Bezüglich der Begründetheit des Antrages: Ob es Gründe gibt, den Ausländer zu ermächtigen, sich 

länger als drei Monate im Königreich aufzuhalten. Diesbezüglich verfügt der Staatssekretär über eine 

breite Beurteilungsbefugnis. 

 

Bevor untersucht wird, ob es ausreichend Gründe gibt, um der antragstellenden Partei eine 

Aufenthaltserlaubnis zu gewähren, muss die beklagte Partei überprüfen, ob der Antrag ordnungsgemäß 

eingereicht wurde, nämlich ob es akzeptable außergewöhnliche Umstände gibt, um die Ausstellung der 

Aufenthaltserlaubnis in Belgien zu rechtfertigen.  

 

Der Ausländer muss in seinem Antrag klar und deutlich angeben, welche außergewöhnlichen Umstände 

ihn daran hindern, seinen Antrag beim diplomatischen Dienst im Ausland einzureichen. Aus seiner 

Darstellung muss deutlich hervorgehen, worin das angeführte Hindernis genau besteht. Die 

antragstellende Partei hat in ihrem Antrag auf Aufenthaltserlaubnis vom 15. Dezember 2009 Folgendes 

dargelegt, wobei angemerkt werden muss, dass die antragstellende Partei nicht ausdrücklich angibt, 

welche Elemente sie als außergewöhnliche Umstände anführt: 

 

„3. Lokale Verankerung und Arbeitsvertrag des Antragstellers (Punkt 2.8A und 2.8B der ministeriellen 

Anweisung vom 19.07.2009): 
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Der Antragsteller befindet sich bereits seit Anfang des Jahres 2004 auf dem belgischen Staatsgebiet, er 

hat jedoch bislang keinen Asylantrag eingereicht. 

 

Auf der vierten Seite des indischen Personalausweises ist das Datum vom 15.05.2004 als letztes 

Reisedatum eingetragen worden. Es wird somit ersichtlich, dass der Antragsteller sein Herkunftsland 

tatsächlich an diesem Datum verlassen hat (Unterlage 1). 

 

Der Antragsteiler hinterlegt 13 Bescheinigungen seitens verschiedener Bürger der deutschsprachigen 

Gemeinschaft Belgiens, welche bestätigen, dass sie Herrn S(…) H(…) bereits seit 4 Jahren oder länger 

persönlich kennen (Unterlage 5). 

 

Es wird somit bewiesen, dass der Antragsteller sich mindestens seit dem 31.03.2007 ununterbrochen 

auf dem belgischen Staatsgebiet aufhält. 

 

Durch zahlreiche Bürger der deutschsprachigen Gemeinschaft wird bestätigt, dass der Antragsteller, seit 

seiner Ankunft in Belgien, feste sozio-kulturelle Verbindungen mit der belgischen Gesellschaft geknüpft 

hat, dass er die deutsche Sprache beherrscht, sowie dass er ihnen gegenüber den Wunsch geäußert 

hat, zukünftig in Belgien zu .leben und zu arbeiten. 

 

Der Antragsteller beweist somit, dass-er über eine dauerhafte lokale Verankerung in Belgien verfügt, 

dass er eine der drei Landessprachen beherrscht und dass er gewillt ist, in Belgien zu arbeiten. 

 

Der Antragsteller hinterlegt ebenfalls einen Arbeitsvertrag, welcher unter der aufschiebenden 

Bedingung, dass er eine Aufenthaltsgenehmigung erhält, abgeschlossen worden ist (Unterlage 6). 

 

Dieser Arbeitsvertrag ist zwischen Herrn H(…) S(…) und der SPRL G(…), eingetragen in der ZUD unter 

der Nr. (…), mit Sitz in 4700 EUPEN, (…)strasse (…), für eine unbestimmte Dauer und unter der 

aufschiebenden Bedingung, dass Herr H(…) S(…) eine Aufenthaltsgenehmigung erhält, abgeschlossen 

worden. 

 

Der Arbeitsvertrag sieht vor, dass das zu zahlende Gehalt nicht unter dem gesetzlichen Mindestgehalt 

liegt. 

 

Der Antragsteller erfüllt somit das im Punkt 2.8B enthaltene Kriterium der ministeriellen Anweisung vom 

19.07.2009 zur Regularisierung seines Aufenthalts auf dem belgischen Staatsgebiet. 

 

4. Die Gründe, aufgrund welcher der Antragsteller eine zeitweilige oder definitive 

Aufenthaltserlaubnis in Belgien beantragt: 

 

- Aufgrund seines langen Aufenthaltes in Belgien hat sich der Antragsteller, wie bereits hierüber 

erwähnt, auf aktive Weise in die belgische Gesellschaft integriert. Herr S(…) H(…) hinterlegt 13 

Bescheinigungen seitens verschiedener Bürger, welche nur Gutes über ihn berichten können 

(Unterlage 5). 

 

- Während seines gesamten Aufenthaltes in Belgien hat der Antragsteller ein normales unauffälliges 

Leben geführt. Herr S(…) H(…) ist von guter Führung und niemals mit der Polizei oder der Justiz in 

Konflikt geraten. 

 

- Der Antragsteller beherrscht die deutsche Sprache, er ist gewillt, in Belgien zu arbeiten, und 

beweist, dass ein Arbeitgeber, die SPRL G(…), ihn sofort einstellen würde, insofern er eine 

Aufenthaltsgenehmigung, und folglich eine Arbeitsgenehmigung erhält. 

 

- Der Antragsteller ist also in der Lage, sich in Belgien zu verständigen und sich weiter in die 

Gesellschaft zu integrieren. Aufgrund seiner Sprachenkenntnisse, seines Arbeitswillens und seiner 

sozio-kulturellen Integration,- kann der Antragsteller der Gesellschaft sicherlich sehr nützlich sein.“ 
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Im vorliegenden Fall wurde der Antrag auf Aufenthaltserlaubnis für unzulässig erklärt, was bedeutet, 

dass die außergewöhnlichen Umstände, auf die sich die antragstellende Partei beruft, um zu 

rechtfertigen, weshalb sie keinen Antrag auf vorläufige Aufenthaltserlaubnis in ihrem Herkunftsland 

eingereicht hat, nicht angenommen oder bewiesen wurden. Die beklagte Partei hat den ersten 

angefochtenen Beschluss wie folgt begründet: 

 

„Die erwähnten Elemente bilden keinen außergewöhnlichen Umstand, der erklärt, weshalb die 

betroffene Person den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis nicht durch Mittel vom üblichen Verfahren 

einreichen kann, nämlich durch den diplomatischen oder konsularischen Post, der zuständig ist für den 

Wohnsitz oder den Aufenthaltsort im Ausland. 

 

Der Betreffende beruft sich zur Unterstützung seines Antrags auf Aufenthaltserlaubnis auf die 

Anweisung vom 19. Juli 2009 über die Anwendung des alten Artikels 9 Absatz 3 und des Artikels 9bis 

des Gesetzes vom 15. Dezember 1980. Wir weisen jedoch darauf hin, dass diese Anweisung vom 

Staatsrat (Entscheid Nr. 198.769 vom 9. Dezember 2009 und Entscheid Nr. 215.571 vom 5. 0ktober 

2011) für nichtig erklärt worden ist. Folglich sind die Kriterien der Anweisung (darunter 2.8A und 2.8B) 

nicht mehr anwendbar. 

 

Der Betreffende behauptet, sich seit 2004 in Belgien aufzuhalten, legt dafür aber keinen Nachweis vor. 

In dem ersten Antrag 9bis von 2007 schreibt der Rechtsanwalt, dass der Betreffende sich seit einigen 

Monaten in Belgien aufhält. Dieser erste Antrag 9bis datiert vom 6. Juli 2007. Am 22. Mai 2007 ist der 

Betreffende wegen illegal verrichteter Arbeit festgenommen worden. Die Zeugenaussagen, die der 

Betreffende vorlegt, haben lediglich relativen Wert, da es sich um Standardaussagen handelt. Zudem ist 

keine Identifizierung über ein Identitätsdokument möglich. Die Behauptung des Betreffenden, sich seit 

2004 in Belgien aufzuhalten, ist nicht glaubwürdig und stellt an sich keinen außergewöhnlichen Umstand 

dar. Er ist illegal ins Land eingereist und halt sich illegal auf belgischem Staatsgebiet auf. Dass der 

Betreffende sich seit einigen Jahren illegal in Belgien aufhält, verdeutlicht nicht, warum er den Antrag 

nicht über die zuständige belgische diplomatische Vertretung einreichen kann. 

 

Er behauptet, dauerhaft in der Region integriert zu sein und die deutsche Sprache zu beherrschen. 

Abgesehen davon, dass der Betreffende diese Behauptungen kaum oder nicht untermauert, stellt 

Eingliederung an sich keinen außergewöhnlichen Umstand dar. Alle Sachverhalte in Bezug auf die 

Eingliederung sind der belgischen diplomatischen Vertretung, die für die Bearbeitung des Antrags 

zuständig ist, vorzulegen. Der Arbeitsvertrag, den der Betreffende vorgelegt hat - auf dem der 

Bruttomonatslohn jedoch nicht angegeben ist -, kann ebenfalls der zuständigen belgischen 

diplomatischen Vertretung übermittelt werden. Durch diesen Arbeitsvertrag von 2009 verdeutlicht der 

Betreffende nicht, warum er den Antrag auf Aufenthaltserlaubnis nicht über die zuständige belgische 

Botschaft einreichen kann. 

 

Was das Argument betrifft, dass der Betreffende bisher weder mit den Polizeikräften noch mit der Justiz 

in Konflikt geraten ist, muss darauf hingewiesen werden, dass von allen Ausländern, die sich in Belgien 

aufhalten, erwartet wird, dass sie sich an die in Belgien geltenden Rechtsvorschriften halten. Laut 

Informationen in der Akte des Betreffenden ist er überdies am 22. Mai 2007 wegen illegaler Arbeit auf 

einem Erdbeerfeld festgenommen worden. Er verwendete eine Identität, die nicht die seine war (S(…), 

K(…), geboren am (…)), und versuchte auf diese Weise, die Ordnungskräfte zu täuschen. 

 

Am 22. Mai 2007 ist der Betreffende angewiesen worden, das Staatsgebiet zu verlassen, aber er hat 

dieser Anweisung nicht Folge geleistet. Illegaler Aufenthalt ist eine strafbare Handlung.“ 

 

Die antragstellende Partei führt an erster Stelle an, dass die Anweisung vom 19. Juli 2009 zwar vom 

Staatsrat für nichtig erklärt wurde, dass aber das Ausländeramt mehrmals öffentlich bestätigt habe, dass 

die in der Anweisung angeführten zeitweiligen und dauerhaften Kriterien weiterhin überprüft würden, im 

Rahmen der Ermessensbefugnis, welche dem Ausländeramt im Rahmen der Überprüfung von Anträgen 

auf Regularisierung des Aufenthalts zusteht. Sie verweist auf die und zitiert aus der Richtlinie 

2008/115/EU, und gibt an, dass der erste angefochtene Beschluss keine zutreffende Begründung 

enthalte, indem die Gegenpartei entscheide, dass die Kriterien der Anweisung vom 19. Juli 2009 nicht 

mehr anwendbar seien. Sie führt an, dass die Gegenpartei, indem sie dies entscheidet, es der 
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antragstellenden Partei unmöglich mache, zu verstehen, aus welchem Grund der 

Regularisierungsantrag vom 15. Dezember 2009 als unzulässig abgewiesen worden ist. 

 

Der Rat weist darauf hin, dass der Staatssekretär für Migration- und Asylpolitik am 19. Juli 2009 eine 

Anweisung ausgearbeitet hat, in der Kriterien für das als begründet Erklären des Antrages und die 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aufgezählt werden. Diese Anweisung vom 19. Juli 2009 wurde 

durch Entscheid des Staatsrates Nr. 198 769 vom 9. Dezember 2009 für nichtig erklärt, weil diese 

Anweisung „het mogelijk maakt dat vreemdelingen die zich in de daarin omschreven voorwaarden 

bevinden ervan ontslagen worden aan te tonen dat er in hun geval buitengewone omstandigheden 

voorhanden zijn, terwijl enkel de wetgever dit vermag te doen“ (freie Übersetzung: „es ermöglicht, dass 

Ausländer, die sich in den dort beschriebenen Bedingungen befinden, davon entheben sind, 

nachzuweisen, dass in ihren Fall außergewöhnlichen Umstände vorhanden sind, während nur der 

Gesetzgeber dies tun darf“), weil „door dit in de bestreden instructie te doen, een aan de wetgever 

voorbehouden domein wordt betreden“ (freie Übersetzung: „durch dies in der angefochtenen Anweisung 

zu tun, ein dem Gesetzgeber vorbehalten Bereich betreten wird“) und weil „uit het bovenstaande volgt 

dat de bestreden instructie voor vernietiging vatbaar is aangezien ze een nieuwe rechtsregel aan de 

rechtsorde toevoegt“ (freie Übersetzung: „aus dem oben Genannten folgert, dass die angefochtene 

Anweisung für Nichtigerklärung anfällig ist, weil sie der Rechtsordnung eine neue Rechtsregel 

hinzufügt“). 

 

Weiter befindet der Staatsrat, dass bei einer Unbegründetheitserklärung eines Antrages auf 

Aufenthaltserlaubnis, lediglich weil die Bedingungen der für nichtig erklärten Anweisung nicht erfüllt sind, 

die Bedingungen der Anweisung vom 19. Juli 2009 wie eine zwingende Regel angewendet werden, 

wobei der befugte Staatssekretär über keine einzelne Ermessensbefugnis mehr verfügt. Solche 

Vorgehensweise führt zu einem Zusatz einer Bedingung, die in Artikel 9bis des Ausländergesetzes nicht 

vorgesehen ist. Der Rat für Ausländerstreitsachen kann nicht erlauben, dass dem Artikel 9bis des 

Ausländergesetzes verbindliche Bedingungen hinzugefügt werden, weil Artikel 9bis des 

Ausländergesetzes keine Kriterien enthält (Staatsrat 5. Oktober 2011, Nr. 215 571; Staatsrat 1. 

Dezember 2011, Nr. 216 651). Infolgedessen darf der Rat nicht anhand der für nichtig erklärten 

Anweisung prüfen. 

 

Es muss festgestellt werden, dass im ersten angefochtenen Beschluss ausdrücklich begründet worden 

ist, weshalb die Kriterien der Anweisung nicht mehr anwendbar sind. Auch stellt der Rat fest, dass die 

antragstellende Partei mit ihrer Auseinandersetzung im Grunde die Anwendung der für nichtig erklärten 

Anweisung vom 19. Juli 2009 fragt. Unter Berücksichtigung der obenerwähnten Feststellungen ist diese 

Auseinandersetzung, einschließlich des Verweises auf vorgenannte Richtlinie, nicht dienlich. Auch ist 

nicht relevant, dass das Ausländeramt im Rahmen der für nichtig erklärten Anweisung bestimmte 

Zusagen gemacht hätte, da einige Vertrauen, das hiermit gewonnen wäre, nicht auf die 

Aufrechterhaltung einer widerrechtlichen Lage führen kann. 

 

Danach führt die antragstellende Partei an, dass das Ausländeramt einen offensichtlichen Fehler 

beginge, indem der erste angefochtene Beschluss entscheide, dass kein Nachweis dafür vorliegen 

würde, dass sie sich seit 2004 in Belgien aufhalte. Sie verweist auf das letzte Reisedatum vom 15. Mai 

2004 in ihrem indischen Reisepass und gibt an, dass unstrittig sei, dass sie sich seit 2004 in keinem 

anderen Land der Europaïschen Union und in keinem anderen Drittstaat, außer Belgien, aufgehalten 

habe. Sie gibt an, dass der erste angefochtene Beschluss einen offensichtlichen Fehler enthalte, sowie 

eine unzureichende Begründung, da die Gegenpartei nicht begründe, warum der Eintrag vom 15. Mai 

2004 im Reisepass nicht als Nachweis des Aufenthalts der antragstellenden Partei in Belgien 

angesehen werden könne. Ebenfalls führt die antragstellende Partei an, dass zu Unrecht entschieden 

werde, dass die vorgelegten Zeugenaussagen lediglich relativen Wert hätten, da es sich um 

Standardaussagen handele, und zudem keine Identifizierung der Zeugen über Identitätsdokumente 

möglich sei. Sie gibt an, dass weder eine gesetzliche Vorschrift bestehe, dass Zeugenbescheinigungen 

bezüglich der sozio-kulturelle Integration im Rahmen eines Regularisierungsantrags gemäß Artikel 9bis 

des Ausländergesetzes entsprechend einer bestimmten Form zu verfassen sind, noch eine gesetzliche 

Vorschrift, dass solchen Bescheinigungen Kopie eines Identitätsdokument der Zeugen beizufügen sind. 

Sie gibt an, dass die Gegenpartei dem Gesetz zusätzliche Bedingungen hinzufüge. 
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Es muss festgestellt werden, dass im ersten angefochtenen Beschluss angegeben wird, dass die 

antragstellende Partei behauptet, sich seit 2004 in Belgien aufzuhalten, dass sie dafür keinen Nachweis 

vorlegt. In diesem Zusammenhang wird an erster Stelle verwiesen auf die Tatsache, dass sie in einem 

ersten „Antrag 9bis“ von 2007 schrieb, dass sie sich seit einigen Monaten in Belgien aufhielt, dass 

dieser erste Antrag vom 6. Juli 2007 datiert und dass sie am 22. Mai 2007 wegen illegal verrichteter 

Arbeit festgenommen worden ist. Der Rat stellt fest, dass die antragstellende Partei diese Begründung 

keineswegs bestreitet, dass sie aber in ihrer Darlegung nur verweist auf die Nichtberücksichtigung eines 

Datums in ihrem indischen Reisepass. An erster Stelle muss betont werden, dass im ersten 

angefochtenen Beschluss sehr wohl angegeben wird, dass die antragstellende Partei keinen Nachweis 

für die Tatsache, dass sie sich seit 2004 in Belgien aufhalte, vorlegt. Die antragstellende Partei gibt in 

ihrem Antrag auf Aufenthaltserlaubnis an, dass das Datum in ihrem Personalausweis ersichtlich mache, 

dass sie ihr Herkunftsland an diesem Datum verlassen hat, aber nirgendwo gibt sie an, dass und in 

welcher Weise dieser Ausweis als Nachweis ihres Aufenthalts in Belgien seit 2004 dienen müsste. Sie 

kann dem Beauftragten des Staatssekretärs also nicht vorwerfen, in seiner Begründung bezüglich der 

Dauer des Aufenthalts nicht ausdrücklich auf diesen Reisepass verwiesen zu haben. In ihrem jetzigen 

Antrag gibt die antragstellende Partei noch an, es sei unstrittig, dass sie sich in keinem anderen Land 

der Europaïschen Union und in keinem anderen Drittstaat, außer Belgien, aufgehalten habe, aber sie 

untermauert keineswegs diese Behauptung und macht deshalb nicht plausibel, dass im ersten 

angefochtenen Beschluss zu Unrecht angegeben wird, dass keinen Nachweis für den Aufenthalt in 

Belgien seit 2004 vorgelegt wurde. Bezüglich der Zeugenaussagen muss darauf hingewiesen werden, 

dass der Beauftragte des Staatssekretärs bei der Prüfung der außergewöhnlichen Umstände eine 

Ermessensbefugnis hat und dass auch die Prüfung der von der antragstellenden Partei im Rahmen 

ihres Antrags auf Aufenthaltserlaubnis vorgelegten Unterlagen nach Ermessen durchgeführt wird. Im 

ersten angefochtenen Beschluss wird dargelegt, weshalb der Beauftragte des Staatssekretärs die 

vorgelegten Zeugenaussagen nicht angenommen hat, unter Berücksichtigung der Ermessensbefugnis 

werden mit dieser Begründung dem Gesetz keine Bedingungen hinzugefügt und weist die 

antragstellende Partei keineswegs nach, dass die aufgenommene Begründung offenkundig unvernünftig 

sei. Schließlich kann noch angemerkt werden, dass im ersten angefochtenen Beschluss angegeben 

wird, dass die Tatsache, dass die antragstellende Partei sich seit einigen Jahren illegal in Belgien 

aufhält, nicht verdeutlicht, warum sie den Antrag nicht über die zuständige belgische diplomatische 

Vertretung einreichen kann. Auch auf diesen Punkt geht die antragstellende Partei in ihrem jetzigen 

Antrag keineswegs ein.  

 

Weiter führt die antragstellende Partei an, dass die Begründung des ersten angefochtenen Beschlusses 

unzureichend sei, indem entschieden wird, dass ihrer lange Aufenthalt und ihre Eingliederung an sich 

keine außergewöhnlichen Umstand darstellen würden. Sie verweist dabei auf Rechtsprechung des 

Rates. Zudem führt sie an, dass zu Unrecht entschieden werde, dass auf dem beigefügten 

Arbeitsvertrag der Bruttomonatslohn nicht angegeben worden sei. Sie ist der Meinung, dass dies erneut 

einer offensichtliche Fehler in der Beurteilung der Verwaltungsakte sei, insofern der Mindestlohn in 

jedem Falle durch die anwendbare kollektiven Arbeitsabkommen bestimmt werde. Sie verweist in 

diesem Zusammenhang auch auf Rechtsprechung des Rates.  

 

Es muss darauf hingewiesen werden, dass im ersten angefochtenen Beschluss sowohl auf den 

Aufenthalt in Belgien der antragstellenden Partei als auf ihre Eingliederung, einschließlich des 

Arbeitsvertrags, eingegangen wird. Bezüglich des Aufenthalts in Belgien kann auf den, das 

diesbezüglich oben erwähnt worden ist, verwiesen werden. Bezüglich der Eingliederung wird im ersten 

angefochtenen Beschluss angegeben, dass, abgesehen davon, dass die antragstellende Partei ihre 

Behauptungen, integriert zu sein und die deutsche Sprache zu beherrschen, kaum oder nicht 

untermauert, dies an sich keinen außergewöhnlichen Umstand darstellt und dass alle Sachverhalte in 

Bezug auf die Eingliedering der zuständigen belgischen diplomatischen Vertretung vorzulegen sind. 

Nirgends wird im ersten angefochtenen Beschluss angegeben, dass Eingliederung zu Regularisierung 

führen kann, sondern nicht muss. Der Entscheid vom 20. März 2013 des Rates, in dem angegeben wird, 

dass solche Begründung nicht ausreicht und der von der antragstellenden Partei erwähnt wird, ist also 

sowieso nicht dienlich. Ebenfalls muss darauf hingewiesen werden, dass die antragstellende Partei mit 

ihrer Kritik eine andere faktische Beurteilung der Daten der Sache zeigt als die, die die zuständige 

Verwaltungsbehörde durchgeführt hat, dass aber die Prüfung dieser anderen Beurteilung den Rat zu 

einer Opportunitätsprüfung auffordert, was nicht zu seiner Befugnis gehört. Bezüglich des 
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Arbeitsvertrags muss festgestellt werden, dass diesbezüglich im ersten angefochtenen Beschluss 

angegeben wird, dass dies ebenfalls der zuständigen belgischen diplomatischen Vertretung übermittelt 

werden kann und dass die antragstellende Partei mit diesem Vertrag von 2009 nicht verdeutlicht, warum 

sie ihren Antrag auf Aufenthaltserlaubnis nicht über die zuständige belgische Botschaft einreichen kann. 

Es muss festgestellt werden, dass die antragstellende Partei diesbezüglich keine Anmerkungen 

formuliert, sondern nur auf einen Teil der Begründung, nämlich auf den Satzteil „- auf dem der 

Bruttomonatslohn jedoch nicht angegeben ist -“, eingeht. Weil dieser Satzteil zwischen 

Gedankenstrichen gestellt ist, ist deutlich, dass es sich um eine Nebenbemerkung handelt und 

keineswegs um einen maßgeblichen Teil der Begründung bezüglich des Arbeitsvertrags, sodass die 

antragstellende Partei nicht behaupten kann, dass die Tatsache, dass im Arbeitsvertrag keinen 

Bruttomonatslohn angegeben war ein maßgebliches Motiv wäre, um den besagten Arbeitsvertrag nicht 

als außergewöhnlichen Umstand zu betrachten. Also kann die antragstellende Partei sowieso nicht 

plausibel machen, dass der Beauftragte des Staatssekretärs in diesem Zusammenhang einen 

offensichtlichen Beurteilungsfehler begangen hätte. 

 

Dann führt die antragstellende Partei an, dass aus der Akte hervorgehen solle, dass sie am 22. Mai 

2007 wegen illegaler Arbeit auf einem Erdbeerfeld festgenommen worden sei und sie eine Identität 

verwendet habe, die nicht die ihre gewesen sei. Sie gibt an, dass im ersten angefochtenen Beschluss 

jedoch weder einen Hinweis auf ein polizeiliches Protokoll, noch auf ein Urteil eines Korrektionalgerichts 

enthalte, sodass die Unschuldsvermutung zu ihren Gunsten greifen müsse. Betreffend der am 22. Mai 

2007 zugestellten Anweisung, das Staatsgebiet zu verlassen, gibt die antragstellende Partei noch an, 

dass hiergegen eine Nichtigkeitsklage beim Rat eingereicht worden sei, über welche bis heute noch 

nicht entscheiden worden sei. 

 

Es muss festgestellt werden, dass im ersten angefochtenen Beschluss die Festnahme am 22. Mai 2007 

erwähnt wird, indem auf das von der antragstellenden Partei in ihrem Antrag auf Aufenthaltserlaubnis 

angeführte Argument, dass sie bisher weder mit den Polizeikräften, noch mit der Justiz in Konflikt 

geraten sei, geantwortet wird. In diesem Zusammengang wird an erster Stelle angegeben, dass von 

allen Ausländern, die sich in Belgien aufhalten, erwartet wird, dass sie sich an die in Belgien geltenden 

Rechtsvorschriften halten. Danach wird hinzugefügt dass, laut Informationen in der Akte der 

antragstellenden Partei, sie „überdies“ am 22. Mai 2007 wegen illegaler Arbeit auf einem Erdbeerfeld 

festgenommen worden ist und eine Identität verwendete, die nicht die ihre war, nämlich diese von S. K., 

und auf diese Weise versuchte, die Ordnungskräfte zu täuschen. Abgesehen von der Frage, ob es sich 

um ein maßgebliches Motiv handelt, muss festgestellt werden, dass, so wie im ersten angefochtenen 

Beschluss angegeben wird, dieser Teil des ersten angefochtenen Beschlusses den Angaben, die aus 

der Verwaltungsakte hervorgehen, d.h. einem administrativen Bericht über die Kontrolle eines 

Ausländers vom 22. Mai 2007, dem benützten Personalausweis von S. K., als Anlage beim Protokoll der 

lokalen Polizei von Sint-Truiden-Gingelom-Nieuwerkerken, und einer „pro justitia“ vom 6. Juni 2007,  

entspricht. Außerdem kann die antragstellende Partei, ungeachtet einer tatsächlichen Verurteilung ja 

oder nein, unter Berücksichtigung des oben Erwähnten sowieso nicht behaupten, dass sie niemals mit 

der Polizei oder der Justiz in Konflikt geraten sei, im Gegensatz zu dem, das sie in ihrem Antrag auf 

Aufenthaltserlaubnis behauptet. Schließlich muss darauf hingewiesen werden, dass die 

Unschuldsvermutung nicht verhindert, dass der Beauftragte des Staatssekretärs aufgrund einer eigenen 

Untersuchung einen Standpunkt bezüglich Tatbestände, die noch nicht zu einer strafrechtlichen 

Verurteilung geführt haben, einzunehmen (cf. Staatsrat 28. Juni 2004, Nr. 133 173; Staatsrat 14. Juli 

2008, Nr. 185 388). Bezüglich des noch anhängigen Verfahren beim Rat hinsichtlich der Anweisung das 

Staatsgebiet zu verlassen vom 22. Mai 2007, muss darauf hingewiesen werden, dass weder aus der 

Datenbank des Rates, noch aus der Verwaltungsakte, hervorgeht, dass eine Nichtigkeitsklage 

eingereicht wurde. So wie die antragstellende Partei auch selbst in ihrem Antrag auf 

Aufenthaltserlaubnis angibt, hat sie am 22. Oktober 2007 gegen den Beschluss, durch welchen der 

ersten Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9bis des Ausländergesetzes als unzulässig 

abgewiesen wurde, eine Nichtigkeitsklage mit Aussetzungsantrag beim Rat eingereicht. Die 

antragstellende Partei behauptet, dass bis heute noch keinen Entscheid verkündet worden sei, aber aus 

der Verwaltungsakte geht hervor, dass der Rat diese Klage bereits am 19. Februar 2008, durch 

Entscheid mit Nummer 7 458, abgelehnt hat. Dieser Teil der Darlegung der antragstellenden Partei ist 

dann auch faktisch verfehlt. 
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Schließlich führt die antragstellende Partei an, dass der erste angefochtene Beschluss nicht als 

ausreichend begründet betrachtet werden könne, insbesondere in Bezug auf die lange Dauer ihres 

Aufenthalts auf dem belgischen Staatsgebiet, sowie die unvernünftig lange Dauer der Bearbeitungszeit 

des am 15. Dezember 2009 eingereichten Antrags auf Aufenthaltserlaubnis, infolgedessen erst am 30. 

August 2013, nach sieben unbeantworteten Erinnerungsschreiben, sowie nach Einlegen einer 

Beschwerde beim Föderalen Ombudsmann, entscheiden worden sei. Sie ist der Meinung, dass der 

ersten angefochtenen Beschluss eindeutig die allgemeinen Rechtsprinzipien einer guten Verwaltung, 

welche insbesondere beinhalten, dass sie Vertrauen in die öffentlichen Dienste haben kann und darauf 

zählen kann, dass diese Dienste die gesetzlichen Regeln beachten und eine beständige 

Vorgehensweise in ihren Entscheidungen verfolgen, verletze. Sie gibt an, dass das Ausländeramt einen 

offensichtlichen Fehler begangen habe, indem es über vier Jahre gebraucht hat, um eine negative 

Entscheidung zu treffen. Sie gibt an, dass das allgemeine Rechtsprinzip der guten Verwaltung beinhalte, 

dass die Verwaltung gehalten ist, einen Antrag innerhalb einer vernünftiger Frist zu bearbeiten, dass 

diese vernünftige Frist bewertet werden müsse angesichts der konkreten Situation der antragstellenden 

Partei, der Dringlichkeit und der Komplexität des Antrags, sowie der eventuellen negativen 

Konsequenzen im Falle einer verspäteten Antwort der Verwaltung. Sie führt an, dass im vorliegenden 

Fall das Ausländeramt es unterlassen habe, auf ihre zahlreichen Erinnerungsschreiben zu reagieren, 

obwohl in diesen Schreiben mehrmals darauf hingewiesen worden sei, dass ihre Situation untragbar ist. 

Sie verweist auf einen Rundschreiben und interne Anweisungen, in den das Ausländeramt dargelegt 

habe, dass ein Regularisierungsantrag wegen „außergewöhnlichen Umständen“, gemäß Artikel 9bis des 

Ausländergesetzes, innerhalb einer Frist von vier bis acht Monaten bearbeitet werde, wobei diese Frist 

rein indikativ sei und verlängert werden könne. Auch verweist sie auf eine politische Erklärung vom 20. 

Dezember 2011, in der die Verwaltung des Ausländeramts versichert habe, das Möglichste in die Wege 

zu leiten, damit die Entscheidungen bezüglich Anträge auf Aufenthaltserlaubnis gemäß vorgenannten 

Artikel 9bis künftig innerhalb von sechs Monaten ergehen würde. Die antragstellende Partei gibt an, 

dass der erste angefochtene Beschluss diese durch die Gegenpartei selbst aufgestellten Prinzipien und 

Richtlinien nicht beachte, da die Entscheidung über die Zulässigkeit des Antrags auf 

Aufenthaltserlaubnis vom 15. Dezember 2009 erst nach Ablauf einer unvernünftig langen 

Bearbeitungszeit getroffen wurde. 

 

Bezüglich der langen Aufenthaltsdauer kann auf den, das der Rat diesbezüglich bereits oben erwähnt 

hat, verwiesen werden. Bezüglich der vernünftigen Frist, weist der Rat darauf hin, dass die Verwaltung 

jeden Antrag auf Aufenthaltserlaubnis einzeln behandeln muss. Außerdem wird durch das 

Ausländergesetz keine Frist vorgesehen, innerhalb welcher diese Anträge behandelt werden müssen. 

Indem die antragstellende Partei auf Rundschreiben, interne Richtlinien und Erklärungen des 

Ausländeramts verweist, muss darauf hingewiesen werden, dass sie nicht angibt, auf welche Unterlagen 

und Erklärungen sie zielt, und außerdem wird in diesen Unterlagen, laut Wiedergabe der 

antragstellenden Partei, ausdrücklich vermerkt, dass es sich um eine rein indikative Frist handelt, die 

verlängert werden kann. Darüber hinaus weist die antragstellende Partei nicht nach, welches Interesse 

sie daran hat, anzuführen, dass der erste angefochtene Beschluss schneller getroffen werden müssen 

hatte. Sie gibt zwar einmal, d.h. in ihrem sechsten Einschreiben vom 1. August 2012, und somit nicht 

mehrmals, so wie sie in ihrem jetzigen Antrag behauptet, an, dass die Situation für sie auf menschliche 

Ebene untragbar werde, aber sie beschränkt sich hiermit auf eine bloße Behauptung, die sie 

keineswegs nachweist oder untermauert. Auch in ihrem jetzigen Antrag legt sie nicht dar, in welcher 

Weise sie am ihren Einwand bezüglich einer eventuellen Überschreitung der vernünftiger Frist, Interesse 

hat. Schließlich muss betont werden, dass einer eventuelle Verstoß gegen die vernünftige Frist sowieso 

nicht zu Folge hat, dass einiges Recht auf Aufenthalt für die antragstellende Partei entstehen würde 

(Staatsrat 18. Februar 2008, Nr. 179 757). Bezüglich des Vertrauens in die öffentlichen Diensten und 

der beständigen Vorgehensweise der Verwaltung, muss festgestellt werden, dass die antragstellende 

Partei nicht darlegt, in welcher Weise ihr Vertrauen enttäuscht worden sei oder die Verwaltung nicht 

beständig vorgegangen wäre. Sie scheint auch in diesem Zusammenhang nur zu verweisen auf die 

Frist, innerhalb welcher der erste angefochtene Beschluss getroffen wurde, und somit kann verwiesen 

werden auf den, das diesbezüglich oben erwähnt wurde. 

 

Unter Berücksichtigung des oben Genannten macht die antragstellende Partei in ihrem ersten Grund 

keineswegs plausibel, dass die Begründung des ersten angefochtenen Beschlusses nicht angemessen 

ist und der Beauftragte des Staatssekretärs nicht vernünftigerweise zu den von ihm im ersten 
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angefochtenen Beschluss gemachten Feststellungen kommen konnte. Die Tatsache, dass die 

antragstellende Partei mit den Schlussfolgerungen des Beauftragten des Staatssekretärs nicht 

einverstanden ist, genügt nicht, um die Motive zu widerlegen. Der Beauftragte des Staatssekretärs hat 

im vorliegenden Fall alle sachdienlichen Fakten überprüft, die er notwendig erachtet, um seinen 

Beschluss zu fassen. Die von der antragstellenden Partei angeführten Beschwerden machen 

keineswegs plausibel, dass der Beauftragte des Staatssekretärs nicht vernünftigerweise zum ersten 

angefochtenen Beschluss gekommen ist. 

 

Aus dem oben Genannten geht hervor, dass die Schlussfolgerung des Beauftragten des 

Staatssekretärs, dass keine außergewöhnlichen Umstände vorhanden sind, nicht offenkundig 

unvernünftig und auch nicht unrichtig ist. Der erste angefochtene Beschluss stützt sich auf 

sachdienliche, triftige, angemessene und einschlägige Motive. Außerdem stellt sich heraus, dass die 

Sache auf individualisierter Basis untersucht wurde und es sich im vorliegenden Fall nicht um eine 

stereotype Überprüfung handelt. Die antragstellende Partei macht folglich nicht plausibel, dass gegen 

die Artikel 9bis und 62 des Ausländergesetzes, in Verbindung mit einem Verstoß gegen den Artikel 2 

und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung der Verwaltungsakte und in 

Verbindung mit einem Verstoß gegen das allgemeine Rechtsprinzip, gemäß welchem die Verwaltung 

gehalten ist, alle Elemente einer Verwaltungsakte in Betracht zu ziehen, verstoßen wurde und einen 

offensichtlichen Fehler in der Beurteilung der Verwaltungsakte vorliegt. 

 

Der erste Grund ist, in dem Maße, dass er zulässig ist, unbegründet.  

 

Der zweite Grund bezieht sich nur auf den zweiten angefochtenen Beschluss. Wie oben unter Punkt 2. 

bereits erwähnt, ist die Nichtigkeitsklage bezüglich des zweiten angefochtenen Beschlusses unzulässig, 

sodass auf den zweiten Grund nicht eingegangen wird. 

 

4. Kurze Verhandlung 

 

Die Nichtigkeitsklage bezüglich des zweiten angefochtenen Beschlusses ist unzulässig und die 

antragstellende Partei hat keinen begründeten Grund angeführt, der zur Nichtigerklärung des ersten 

angefochtenen Beschlusses führen kann. Da es Grund gibt, Artikel 36 des Königlichen Erlasses vom 21. 

Dezember 2006 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Rat für Ausländerstreitsachen anzuwenden, 

wird der Aussetzungsantrag, als Akzessorium der Nichtigkeitsklage, zusammen mit der 

Nichtigkeitsklage abgelehnt. Es ist deshalb nicht notwendig, sich zu der Einrede der Unzulässigkeit des 

Aufsetzungsantrages, von der beklagten Partei aufgeworfen, zu äußern. 

 

AUS DIESEN GRÜNDEN BESCHLIEßT DER RAT FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN: 

 

Einziger Artikel 

 

Der Aussetzungsantrag und die Nichtigkeitsklage werden abgelehnt. 

 

Also in Brüssel in öffentlicher Sitzung am achtzehnten Juni zweitausendvierzehn verkündet von: 

Frau C. BAMPS,    ersten Präsidenten, 

Herrn M. DENYS,   Greffier. 

 

Der Greffier, Der Präsident, 

 

 

 

 

 

M. DENYS C. BAMPS 


